
Kommunalwahl 2019  

Wir wollen von den Parteien / Wählervereinigungen des Mannheimer Gemeinderates 
wissen, wie sie zu unseren gewerkschaftspolitischen Positionen stehen. 
 

 

Fragen / Themen  SPD CDU Grüne FW/ML Die Linke FDP MfM 

 

Die Gewerkschaften haben die Verabschiedung des 12-Punkte-Programms 
Wohnen durch den Gemeinderat begrüßt, insbesondere die Einführung einer 
Sozialquote bei Neubauprojekten ist ein Schritt in die richtige Richtung. Würde 
Ihre Partei / Wählervereinigung im Gemeinderat folgendem Beschluss zustim-
men? Der Gemeinderat beschließt folgenden Entschließungsantrag: 
Die Stadt Mannheim verpflichtet Investoren und Projektentwickler 
bei Neubauten und Sanierungen auf den Mannheimer Konversions-
flächen zur Einhaltung der Sozialquote von 30%. 
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Um die Kinderarmut zu bekämpfen, brauchen wir eine strategische Ausrich-
tung der Bildungs-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik. Würde Ihre Partei / Wäh-
lervereinigung im Gemeinderat folgenden Beschluss zustimmen?  
Der Gemeinderat beschließt: 
Der Ausbau von Ganztagskindergärten und Schulen wird aktiv vo-
rangetrieben. Bis zum Jahr 2030 ist eine Zielmarke von 60% Ganz-
tagskindergärten bzw. 50% Ganztagsschulen vorgesehen. 

 

 
ja 

 
 
x 

 

 

x 
 

 

 

x  
 

 

 

□  
 

 

 

x 

 

 

 

x 
 

 

 

x  
 

 
nein 

 
□ 

 
□ 

 
□ 

 
x 

 
□ 

 
□ 

 
□ 

 
Kindern wird ein kostenfreier Zugang zu Kultur- und Bildungsange-
boten innerhalb der Kommune geschaffen. 
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Die Daseinsvorsorge ist Gegenstand der wirtschaftlichen Betätigung von Kom-
munen und unterliegt dem Gemeinwohl. Daher darf sie nicht dem freien 
Markt überlassen werden. Würde Ihre Partei / Wählervereinigung im Gemein-
derat folgendem Beschluss zustimmen? Der Gemeinderat beschließt: 
Wir schließen Privatisierungen unserer kommunalen Aufgaben aus. 
Die Rekommunalisierungen insbesondere von Dienstleistungen 
(z.B. Reinigung, Catering o.ä.) werden wir aktiv vorantreiben.  
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Immer öfter kommen bei der Vergabe von kommunalen Aufträgen Anbieter 
zum Zuge, die ihren Beschäftigten Dumpinglöhne bezahlen. Anbieter, die sich 
an Tarife halten, haben dagegen kaum eine Chance. Gute Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze gehen dadurch verloren. Würde Ihre Partei / Wählervereinigung 
im Gemeinderat folgendem Beschluss zustimmen? Der Gemeinderat be-
schließt: 
Kommunale Auftragsvergabe erfolgt ausschließlich an tarifgebun-
dene Unternehmen. 

 
 
ja 

 

x 

 

x 

 

x 

 

x 

 

x 

 

□ 

 

□ 

nein □ □ □ □ □ x □ 

 

Die Erfahrungen mit Public Private Partnership-Projekten sind überwiegend 
negativ. PPPs sind versteckte Schulden, haben vielfältige negative Folgen für 
die Kommunen und sind obendrein noch sehr teuer. Würde Ihre Partei / Wäh-
lervereinigung im Gemeinderat folgendem Beschluss zustimmen? 

Der Gemeinderat beschließt: 
Die Stadtverwaltung schließt PPP-Projekte aus. 
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Die Tarifbindung sichert ein besseres Leben, höhere Löhne und ist ein starkes 
Fundament für Familien. Würde Ihre Partei / Wählervereinigung im Gemein-
derat folgendem Beschluss zustimmen? 

Der Gemeinderat beschließt: 
Der Neuansiedlung von Unternehmen auf kommunalen Grundstü-
cken wird nur bei Nachweis von Tarifbindung zugestimmt.  
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Kommunale Verwaltung und kommunale Betriebe sind für die Bürgerinnen 
und Bürger wichtiger Arbeitgeber + Dienstleister in der Kommune. Würde Ihre 
Partei / Wählervereinigung im Gemeinderat folgendem Beschluss zustimmen? 
Der Gemeinderat beschließt: 
Die Verwaltung wird mit ausreichenden personellen Ressourcen 
(den kommunalen Aufgaben entsprechend) ausgestattet (z.B.: aus-
reichende Kapazitäten auch im technischen Bereich, Ingenieure).  
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Ausbildungsberufe z.B. ErzieherInnen, Garten- + Landschaftspflege 
werden über Bedarf ausgebildet. 
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Die tägliche Arbeit unter zunehmend von der digitalen Welt geprägten Ar-
beitsbedingungen ist ein zentrales Thema für uns Gewerkschaften. Um den 
Wandel in der Arbeitswelt zu bewältigen, bedarf es einer gemeinsamen Ziel-
richtung. Würde Ihre Partei / Wählervereinigung im Gemeinderat folgendem 
Beschluss zustimmen? 

Der Gemeinderat beschließt: Die Stadt Mannheim richtet einen Digi-
talisierungsbeirat unter Einbeziehung der Sozialpartner ein.  
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Neben der Tarifbindung sind Betriebs- und Personalräte Garanten für gute Ar-
beitsbedingungen und attraktive Arbeitsplätze. Würde Ihre Partei / Wählerver-
einigung, auch vor dem Hintergrund des zunehmenden Arbeits- und Fachkräf-
temangels im Gemeinderat folgendem Beschluss zustimmen? 

Der Gemeinderat beschließt: 
Der Gemeinderat empfiehlt den Unternehmen und Betrieben drin-
gend, die Wahl von Betriebs- bzw. Personalräten zu unterstützen. 
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Die Bilder über und Nachrichten von Menschen, die auch noch im Jahr 2019 
auf ihrer Flucht über das Mittelmeer nach Europa zu Tode kommen, erschüt-
tern uns immer wieder. Die Kriminalisierung ziviler Seenotrettungsaktionen, 
die Menschen vor dem Ertrinken rettet ist für uns nicht hinnehmbar. Wir sind 
uns unserer Verantwortung zur Aufnahme geflüchteter Menschen bewusst 
und sicher, dass Mannheim als weltoffene Stadt auch hier einen Beitrag zu 
leisten bereit ist. Würde Ihre Partei / Wählervereinigung im Gemeinderat fol-
gendem Beschluss zustimmen? 

Der Gemeinderat beschließt: 
Mannheim schließt sich der Kampagne „Sicherer Hafen“ an und er-
klärt gegenüber Land und Bund seine Bereitschaft, aus Seenot ge-
rettete Menschen in der Stadt aufzunehmen. 
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V.i.S.d.P.: DGB Regionsgeschäftsstelle Mannheim, Kreisverband Mannheim/Rhein-Neckar, Lars Treusch, Hans-Böckler-Str. 3, 68161 Mannheim 

 

*      "Da wir nicht wissen, wie der Digitalbeirat aussehen 

soll, können wir dazu keine Auskunft geben. Grundsätz-

lich würden wir aber eine Einbeziehung Dritter, aber nicht 

nur der Sozialpartner, unterstützen." 


